
Erklärung zum Einkommen zum Wohngeldantrag Nr. ____________ 
 
Ich,  .......................................................................................... , geb. am  .................................................. 
 
wohnhaft in  ............................................................................................................................................... 
 
erkläre als Antragsteller(in)/Haushaltsmitglied Folgendes: 
 
Ja Nein 
 

☐ ☐ Ich habe Einnahmen aus nichtselbständiger Tätigkeit. 
 

☐ ☐ Ich bin geringfügig beschäftigt (bis maximal 538,-- €). 
 

☐ ☐ Ich übe gewerberechtlich nicht angemeldete Tätigkeiten aus 
  (z.B. Gelegenheitsarbeiten). 
 

☐ ☐ Ich übe eine selbständige gewerberechtlich angemeldete Tätigkeit aus. 
 

☐ ☐ Ich verfüge über Zinseinnahmen aus Sparguthaben, Kapitalanlagen 
  (Wertpapiere etc.) und lege die Nachweise über die Zinseinnahmen/ 
  Dividendenzahlungen des letzten Kalenderjahres bei (z.B. Kopie des 
  Sparbuches oder Bestätigung der Bank etc.). 
 

☐ ☐ Ich verfüge über Miet- und/oder Pachteinnahmen (Inland oder Ausland) 
  und lege entsprechende Nachweise bei. 
 

☐ ☐ Ich erhalte/beantragte Leistungen der Agentur für Arbeit 
  (z.B. ALG, ALG II, BAB f. Ausbildung, UHG, Existenzgründerzuschuss etc.). 
 

☐ ☐ Ich erhalte/beantragte Leistungen bei Sozialhilfestellen 
  (z.B. Hilfe zum Lebensunterhalt, Grundsicherung etc.). 
 

☐ ☐ Ich erhalte/beantragte Leistungen bei der Krankenkasse 
  (z.B. Krankengeld, Pflegegeld, Mutterschaftsgeld). 
 

☐ ☐ Ich erhalte/beantragte Leistungen bei einem Rentenversicherungsträger 
  (z.B. Altersrente, Witwenrente, Betriebsrente, EU-Rente, Erziehungsrente usw.). 
 

☐ ☐ Ich erhalte/beantragte Leistungen des Zentrums Bayern Familie u. Soziales 
  (z.B. Elterngeld etc.). 
 

☐ ☐ Ich erhalte/beantragte Leistungen des Jugendamtes bzw. der BAföG-Stelle 
  (z.B. Unterhaltsvorschuss, Tagespflegegeld etc., bzw. BAföG). 
 

☐ ☐ Ich erhalte für mich und meine Kinder (lt. beiliegendem Nachweis) folgenden Unterhalt: 
 

  a) Ehegattenunterhalt  ....................................  €  ....................................................... 
  b) Kindesunterhalt für   ....................................  €  ....................................................... 
    .................................  €  ....................................................... 
 

☐ ☐ Ich werde von anderer Seite (Verwandte, Bekannte, Institutionen usw.) 
  finanziell und/oder materiell unterstützt (materielle Bezüge sind z.B. Essen, 
  Kleidung etc.). 
 

  Der €-Wert liegt monatlich bei:  ........................................  
 

☐ ☐ Ich habe ab  .........................  eine neue oder andere Arbeitsstelle in Aussicht. 
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 Bitte wenden! 
Ich erhalte folgende Leistungen (Art und €-Betrag): 
 
 
 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 

 .................................................................................................................................................................... 
 
 

Außerdem bestätige ich hiermit, (nur bei geringfügiger Beschäftigung) 
 

☐dass mein Lohn aus der geringfügigen Beschäftigung von meinem Arbeitgeber pauschal  
      versteuert wird. 
 

☐dass mein Lohn aus der geringfügigen Beschäftigung von meinem Arbeitgeber    n i c h t     
      pauschal versteuert wird, da ich z.B. ohnehin eine Freistellungsbescheinigung habe. 
 

☐dass ich meine Lohnsteuerkarte bei meinem Arbeitgeber, bei dem ich geringfügig beschäftigt 
      bin, abgegeben habe. 
 

☐dass ich zwar eine Lohnsteuerkarte ausgestellt bekommen habe, diese aber   n i c h t    
     bei meinem Arbeitgeber, bei dem ich geringfügig beschäftigt bin, abgegeben habe. 
 
 

Besteht ein Verwandtschaftsverhältnis zwischen Mieter und Vermieter? 
 

☐ja 

☐nein 

wenn ja: getrennter Hausstand? ☐ja ☐nein 
 
Mir ist bekannt, dass ich alle Änderungen beim Einkommen, beim Mietverhältnis und bei den Haus-
halts- und Familienverhältnissen unverzüglich mitzuteilen habe und dass ich im Falle unrichtiger An-
gaben auch mit strafrechtlicher Verfolgung zu rechnen habe. Einen Umzug werde ich sofort (nach 
konkreter Absicht) mitteilen. 

 
 
 

 ..........................................................................   ............................................................. 
Ort, Datum  Unterschrift 
 
Hinweise: 
Einkommen im Sinne des Wohngeldgesetzes (WoGG) sind alle Einnahmen in Geld und Geldeswert 
ohne Rücksicht auf ihre Quelle und ohne Rücksicht darauf, ob sie als Einkünfte im Sinne des Einkom-
menssteuergesetzes steuerpflichtig sind oder nicht! 
 
Dieses Formblatt ist bitte sorgfältig zu lesen, auszufüllen und zu unterschreiben. 
Zutreffendes ist anzukreuzen! 

 

Einkommenserklärung 
LRA UA 01/24 
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Datenschutzhinweise zum Wohngeldantrag 

aufgrund der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 

Seit dem 25. Mai 2018 gilt mit der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) ein neuer 
Rechtsrahmen für den Datenschutz in Deutschland und in der Europäischen Union. Sowohl die neue DS-
GVO als auch insbesondere das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch (SGB X), die Abgabenordnung (AO), das 
Wohngeldgesetz (WoGG) und die Wohngeldverordnung (WoGV) enthalten Vorschriften zur Datenverarbei-
tung und zu Rechten von betroffenen Bürgerinnen und Bürgern. Daher werden Sie auf Folgendes hinge-
wiesen: 

Soweit es für die Durchführung des Wohngeldgesetzes bzw. zur Ermittlung der für das Wohngeld maßgeb-
lichen Verhältnisse im Einzelfall erforderlich ist, werden Ihre Daten manuell bzw. automatisiert verarbeitet 
(d. h. insbesondere: erhoben, erfasst, geordnet, gespeichert und übermittelt; vgl. Artikel 6 Abs. 1 Buch-
stabe c und e und Artikel 4 Nr. 2 DS-GVO, §§ 67a ff. SGB X, § 23 WoGG). Ihre zuständige Wohngeldbe-
hörde ist hierbei „Verantwortliche“ im Sinne des Artikels 4 Nr. 7 DS-GVO.  

1. Datenerhebung bei den Haushaltsmitgliedern

Auf Verlangen der Wohngeldbehörde haben alle Haushaltsmitglieder und sonstige Personen, die mit Ihnen 
den Wohnraum gemeinsam bewohnen, über ihre für das Wohngeld maßgebenden Verhältnisse Auskunft 
zu geben (§ 23 Abs. 1 WoGG). 

Ihre Angaben im Wohngeldantrag sind mit entsprechenden Nachweisen zu belegen. Werden Kontoaus-
züge vorgelegt, dürfen Verwendungszweck bzw. Empfänger einer Überweisung – nicht aber deren Höhe – 
geschwärzt werden, wenn es sich um besondere Arten von personenbezogenen Daten im Sinne des Arti-
kel 9 DS-GVO handelt (Angaben über die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religi-
öse oder weltanschauliche Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit, Sexualleben oder 
der sexuellen Orientierung). 

Es kann ggf. auch zur Datenübermittlung an technische Dienstleister kommen (z. B. im Rahmen techni-
scher Wartung). Diese Dienstleister unterliegen den Anforderungen der Art. 28 und 32 DS-GVO. 

Ihre Daten werden an die Staatsoberkasse Bayern übermittelt zur Weiterleitung an Ihr Kreditinstitut, um 
das Wohngeld an Sie auszahlen zu können. 

2. Datenerhebung bei anderen Stellen

Sofern die Haushaltsmitglieder nicht oder nicht vollständig an der Aufklärung des Sachverhalts mitwirken, 
kann die Wohngeldbehörde auch Auskünfte einholen bzw. Daten erheben 

 bei anderen Stellen im Zusammenhang zwischen diesen und den Haushaltsmitgliedern bestehenden
Rechtsverhältnissen (z. B. Vermieter/Mietverhältnis, Arbeitseinkommen, Banken und Kreditinstitute) und
bei anderen Personen im Hinblick auf möglicherweise gegen diese Personen bestehende Rechtsan-
sprüche bzw. deren Voraussetzungen (z. B. unterhaltsverpflichtete Eltern oder [frühere/getrenntle-
bende] Ehepartner) nach § 23 WoGG,

 bei anderen Sozialleistungsträgern (z. B. Agentur für Arbeit, Jobcenter, Familienkasse, Unterhaltsvor-
schussstelle, Ämter für Ausbildungsförderung) nach §§ 3, 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X, inwieweit z. B. andere
Sozialleistungen beantragt, bewilligt oder eingestellt wurden oder inwieweit Aussicht auf Bewilligung
dieser Leistungen besteht und

 beim Finanzamt zu Einkommens- und Vermögensverhältnissen nach § 21 Abs. 4 SGB X und – insbe-
sondere bei selbständig tätigen Haushaltmitgliedern – zur Einkommensteuererklärung oder zum bereits
ergangenen Einkommensteuerbescheid nach § 31a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb
bzw. Nr. 2 AO.

In Einzelfällen können Ihre Daten auch aufgrund Ihrer Einwilligung verarbeitet werden (vgl. Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe a und Art. 9 Abs. 2 Buchstabe a DS-GVO). 

Die Kosten für Auskunftsersuchen bei Banken und Kreditinstituten hat die/der Mitwirkungspflichtige der 
Wohngeldbehörde zu erstatten (vgl. § 23 Abs. 4 Satz 4 WoGG).  

3. Manueller bzw. automatisierter Datenabgleich

Zur Vermeidung und Aufdeckung der rechtswidrigen Inanspruchnahme von Wohngeld wird ein regelmäßi-
ger Datenabgleich für alle Haushaltsmitglieder, auch in automatisierter Form, insbesondere mit der Daten-
stelle der Rentenversicherung durchgeführt (§ 33 Abs. 2 und 5 WoGG in Verbindung mit §§ 16 bis 21 
WoGV). Es darf z. B. abgeglichen werden, ob während des Wohngeldbezugs Arbeitslosengeld II gezahlt 
wird, ob eine versicherungspflichtige oder geringfügige Beschäftigung besteht oder in welcher Höhe Kapi-
talerträge zufließen, für die ein Freistellungsauftrag erteilt worden ist. Ebenso ist ein Abgleich mit der Mel-
debehörde zu Meldeanschriften, Wohnungsstatus und Zeitpunkt von Ummeldungen möglich.   
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Zudem besteht die Möglichkeit eines Kontenabrufs beim Bundeszentralamt für Steuern nach § 93 Abs. 8 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe e AO.  

Verdachtsfälle auf Betrug werden grundsätzlich bei der Staatsanwaltschaft angezeigt. 

4. Datenverarbeitung im Rahmen der Wohngeldstatistik 

Die für die Bearbeitung des Antrages erhobenen Daten werden in anonymisierter Form (d. h. ohne Namen 
und Anschrift) für die Wohngeldstatistik verwendet. Die Daten dürfen hierfür an das Bayerische Landesamt 
für Statistik, an das Statistische Bundesamt sowie an das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat und an das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung übermittelt werden (§§ 34 bis 36 WoGG). 

5. Durchführung von gerichtlichen Verfahren einschließlich Strafverfahren 

Zur Durchführung von gerichtlichen Verfahren einschließlich Strafverfahren werden personenbezogene Da-
ten unter den Voraussetzungen der §§ 68, 69 SGB X an die Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften und 
Gerichte übermittelt.  

6. Löschung Ihrer personenbezogenen Daten 

Personenbezogene Daten werden von der Wohngeldbehörde gelöscht, wenn sie für die Durchführung des 
Wohngeldgesetzes nicht mehr benötigt werden (vgl. § 33 Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satz 6 
und 7, § 35 Abs. 2 Satz 2 WoGG, § 19 Abs. 4 und § 20 WoGV) und rechtliche Aufbewahrungsfristen abge-
laufen sind (vgl. Teil A Nr. 24.01 Wohngeld-Verwaltungsvorschrift: Aufbewahrung längstens zehn Jahre, 
um z. B. Entscheidungen über rückwirkende Änderungen bzw. bei Rechtswidrigkeit zu ermöglichen, § 27 
Abs. 4 Satz 3 und § 33 Abs. 2 Satz 2 WoGG, § 45 Abs. 3 Satz 4 SGB X). Innerhalb der vorstehend ge-
nannten Fristen besteht kein Recht auf Löschung nach Art. 17 DS-GVO. 

7. Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten, auf Datenübertragbarkeit und Widerspruch; Widerruf einer Einwilligung; Beschwerde 

Wenn Sie eine Auskunft zu den zu Ihrer Person gespeicherten personenbezogenen Daten wünschen, 
wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Wohngeldbehörde. Sie können auch den Datenschutzbeauftrag-
ten zu Rate ziehen. Auf Wunsch wird Ihnen ein Auszug zu den zu Ihrer Person gespeicherten Daten zur 
Verfügung gestellt.  

Wenn Sie feststellen, dass zu Ihrer Person gespeicherte Daten fehlerhaft oder unvollständig sind, können 
Sie jederzeit die unverzügliche Berichtigung oder Vervollständigung dieser Daten verlangen.  

Unter den Voraussetzungen des Art. 18 DS-GVO in Verbindung mit § 84 Abs. 3 SGB X können Sie eine 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten verlangen. Dies kommt z. B. dann in Betracht, wenn die 
Wohngeldbehörde die Daten nicht mehr länger benötigt, Sie diese jedoch zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen und eine Löschung der Daten Ihre schutzwürdigen 
Interessen beeinträchtigen würde.  

Im Zusammenhang mit der Wohngeldbearbeitung besteht kein Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 
20 DS-GVO, da die Datenverarbeitung im Wohngeld im öffentlichen Interesse liegt (vgl. Art. 21 Abs. 3 DS-
GVO). Es besteht auch kein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten 
nach Artikel 21 Abs. 1 DS-GVO, da wohngeldrechtliche Vorschriften die Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten vorsehen (vgl.  § 84 Abs. 5 SGB X). 

Sollten Ihre personenbezogenen Daten aufgrund Ihrer ausdrücklichen Einwilligung verarbeitet (d. h. ins-
besondere erhoben) worden sein, können Sie diese Einwilligung jederzeit nach Art. 7 Abs. 3 DS-GVO wi-
derrufen. Dadurch wird jedoch nicht die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung Ihrer Daten bis zu Ihrem Widerruf 
berührt.  

Sollten Sie mit den Auskünften Ihrer Wohngeldbehörde bzw. mit der von ihr vorgenommenen Verarbeitung 
personenbezogener Daten nicht einverstanden sein, können Sie sich mit einer Beschwerde an die/den 
Landesdatenschutzbeauftragten als Aufsichtsbehörde wenden. 

8. Kontaktdaten/ Adressen 

- Verantwortlicher: 

Verantwortlicher ist die zuständige Wohngeldbehörde. Die Kontaktdaten entnehmen Sie bitte  
der Internetseite der Wohngeldbehörde. 

- (behördlicher) Datenschutzbeauftragter: 
Die Kontaktdaten des (behördlichen) Datenschutzbeauftragten erfahren Sie von der zuständigen 
Wohngeldbehörde. 
 

- Landesdatenschutzbeauftragter: 
Bayerischer Landesbeauftragte für den Datenschutz (BayLfD) 
Wagmüllerstr. 18, 80538 München 
Tel.:  089/212672-0 
E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de 

mailto:poststelle@datenschutz-bayern.de

